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Die US-Außenpolitik nach den Halbzeit-
Wahlen 2010: Der Blick geht nach innen
Pascal Abb
Am 2. November 2010 fanden die Wahlen zum 112. US-Kongress statt, bei denen über 
die Vergabe von sämtlichen Sitzen im Repräsentantenhaus sowie von 37 von 100 Sitzen 
im Senat zu entscheiden war. Aufgrund ihrer Ansetzung zur Hälfte der Amtsperiode 
des regierenden Präsidenten werden solche Abstimmungen als midterm elections (Halb-
zeitwahlen) bezeichnet. Sie gelten als bedeutendes Barometer für die Beliebtheit eines 
Staatsoberhauptes und dessen politisches Kapital.
Analyse
Die deutliche Wahlniederlage der demokratischen Partei bei der diesjährigen Halbzeit-
wahl wird konkrete innen- und außenpolitische Konsequenzen haben. Anhand von zwei 
wichtigen Themen – der nuklearen Abrüstung und der Begrenzung von CO2-Emissi-
onen – sollen in diesem Beitrag die unmittelbaren außenpolitischen Konsequenzen der 
Wahlen analysiert und ein Ausblick auf sich abzeichnende Trends gegeben werden. 
Die globalen Anstrengungen zur Reduktion von Atomwaffenarsenalen und CO2-Emissi-
onen sind nicht nur Kernpunkte von Obamas Agenda, sondern auch erklärte Ziele der deut-
schen Außenpolitik. Machtverschiebungen, die sich auf die internationale Position eines 
wichtigen Verbündeten in diesen Fragen auswirken, sind entsprechend relevant für zukünf-
tige Kooperationsbemühungen. Durch den Wahlerfolg der Republikaner ist damit zu rech-
nen, dass sich die Distanz zwischen den europäischen und amerikanischen Positionen wie-
der vergrößern wird.
Aufgrund der spezifischen politischen Strukturen der Vereinigten Staaten, wodurch auch 
Oppositions- und Minderheitsparteien ein Mitspracherecht in außenpolitischen Entschei-
dungen eingeräumt wird, besteht keine eindeutige Trennung zwischen innen- und außenpo-
litischen Themen. Dies wird insbesondere bei geänderten Mehrheitsverhältnissen deutlich.
Es ist davon auszugehen, dass der Verhandlungsspielraum und die Verlässlichkeit der US-
Regierung auch auf internationaler Ebene durch das Wahlergebnis merklich eingeschränkt 
werden. In Bezug auf Klimaschutzfragen ist ein bedeutender Beitrag der USA zu einem glo-
balen Emissionsabkommen inzwischen nahezu ausgeschlossen. Zudem besteht die Gefahr, 
dass außenpolitische Initiativen der Regierung in Zukunft stärker von themenfernen innen-
politischen Grabenkämpfen belastet werden. Es ist zu erwarten, dass die Republikaner künf-
tig für eine Abkehr von der bisherigen Linie der Fundamentalopposition bedeutende Kon-
zessionen verlangen; die Obama-Administration hingegen, wird schwierige Abwägungen 
zwischen innen- und außenpolitischen Prioritäten treffen müssen. 
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Machtverschiebungen nach den Halbzeit-
Wahlen
Im Endresultat der Wahlen ergab sich eine schwe-
re Niederlage für die regierenden Demokraten, 
der Partei von Präsident Barack Obama, wenn-
gleich nicht beide Kongresskammern gleicherma-
ßen betroffen waren: im Repräsentantenhaus ge-
lang es den oppositionellen Republikanern – nach 
derzeitigem Stand1 – insgesamt 63 Sitze hinzu-
zugewinnen und damit eine deutliche Mehrheit 
von 242 der 435 Sitze zu erreichen. Angesichts 
der großen Anzahl „sicherer“ Sitze in Partei-
hochburgen, die nicht ernsthaft von beiden groß-
en Parteien umkämpft werden, muss das Ergeb-
nis für diese Kammer als „Erdrutschsieg“ von his-
torischen Ausmaßen gewertet werden, das selbst 
den deutlichen Wahlerfolg der Republikaner von 
1994 (während der ersten Amtszeit Clintons) noch 
übertrifft. Verluste für die Partei des Präsidenten 
bei Halbzeitwahlen sind in den USA zwar üblich 
(Bafumi et al., 2010; Campbell, 1991), aber selten 
waren Machtverschiebungen so offensichtlich.
Anders gestaltet sich die Situation im Se-
nat, wo sich die republikanischen Zugewinne 
mit sechs Sitzen eher in Grenzen hielten und es 
den regierenden Demokraten gelang, eine knap-
pe Mehrheit von 53 Sitzen zu halten.2 Für diese 
Diskrepanz dürften hauptsächlich zwei Gründe 
ausschlaggebend sein: zum einen standen durch 
die Staffelung von Senatswahlen, bei denen Abge-
ordnete für sechsjährige Amtszeiten gewählt wer-
den, überproportional viele Sitze zur Wahl, die 
bereits von Republikanern gehalten wurden, was 
die Möglichkeiten für Zugewinne entsprechend 
begrenzte.3 Zum anderen wurde der Prozess der 
parteiinternen Vorwahlen auf republikanischer 
Seite deutlich von Aktivisten der rechtskonser-
vativen „Tea Party“-Bewegung beeinflusst. Dies 
schlug sich in der Nominierung von einer Reihe 
1 Jeweils ein Wahlausgang im Repräsentantenhaus und im Senat ist 
noch nicht offiziell bestätigt: in einem New Yorker Wahlkreis und 
bezüglich der Senatswahl in Alaska sind Nachzählungsverfahren 
noch nicht abgeschlossen. Die Wiederwahl der republikanischen 
Senatorin Murkowski als offiziell Parteilose ist allerdings nicht 
ernsthaft umstritten.
2 Während nur 51 Senatoren Parteimitglieder sind, werden zwei no-
minell unabhängige Abgeordnete der Fraktion zugerechnet und 
stimmen meistens für Gesetzgebungsvorhaben der Demokraten.
3 Für die 34 Sitze, die regulär zu besetzen waren, wurden letztmals 
2004 Wahlen abgehalten, als die Republikaner im Zuge der Wie-
derwahl George W. Bushs deutliche Gewinne verzeichnen konnten. 
Zusätzlich mussten drei außerplanmäßige Wahlen abgehalten wer-
den, die sich durch den Wechsel der ehemaligen Senatoren Joseph 
Biden und Hillary Clinton in die Obama-Administration und durch 
den Tod von Senator Robert Byrd ergaben.
politisch unerfahrener Kandidaten nieder, deren 
politische Positionen deutlich stärker von denen 
des Medianwählers4 abwichen als die ihrer demo-
kratischen Konkurrenten, und deren mitunter bi-
zarre Wahlkampfäußerungen ihnen eher negative 
Aufmerksamkeit eintrugen.
Der Entscheidung war ein Wahlkampf voraus-
gegangen, der nahezu vollständig von innenpoli-
tischen Themen dominiert wurde; vor allem die 
nach wie vor prekäre wirtschaftliche Lage nach 
der Finanzkrise und die hohe Arbeitslosigkeit 
prägten die politische Debatte und waren wich-
tige Gründe für die Unzufriedenheit mit der Re-
gierungspartei. Dieser Eindruck wurde auch 
durch Nachwahlumfragen bestätigt, in denen au-
ßenpolitische Themen von den Wählern als relativ 
unwichtig für ihre Entscheidungen erachtet wur-
den: im Gegensatz zu den letzten Halbzeitwahlen 
2006 spielten sowohl die andauernden Kriegsein-
sätze in Afghanistan und dem Irak als auch das 
Thema „Terrorismus“ lediglich eine untergeord-
nete Rolle. In einer Umfrage des Fernsehsenders 
CNN gaben nur ca. acht Prozent der Befragten an, 
dass die derzeitigen Kriege für sie das wichtigs-
te Thema darstellten, während vier Prozent den 
„Terrorismus“ nannten. 
Aufgrund der Struktur des politischen Systems 
der Vereinigten Staaten kommt der Exekutive eine 
herausragende Stellung in außenpolitischen Fra-
gen zu. Dem Initiativrecht und dem erheblichen 
Informationsvorsprung der Exekutive bei klas-
sischen außenpolitischen Themen steht ein Senat 
gegenüber, dessen Hauptmittel zur Einflussnah-
me darin besteht, völkerrechtlich bindende inter-
nationale Verträge mit Zweidrittelmehrheit verab-
schieden zu müssen. Dies bedeutet in der Regel, 
dass ein robuster überparteilicher Konsens gefun-
den werden muss. Der Einfluss des Repräsentan-
tenhauses ist noch stärker begrenzt und zeigt sich 
hauptsächlich im generellen Budgetrecht: durch 
die Möglichkeit der Finanzierungsverweigerung 
für außenpolitisch relevante Staatsprogramme be-
steht auch hier prinzipiell eine Vetoposition. Dieses 
Instrument ist allerdings eher ungeeignet, um prä-
zise, begrenzte Politikänderungen durchzusetzen. 
Zudem ist diese Kammer – im Gegensatz zum Se-
nat – nicht direkt in außenpolitische Verhand-
4 Hierbei handelt es sich um ein Konzept aus der innenpolitischen 
Theorie, nachdem sich in Mehrheitswahlsystemen diejenigen Kan-
didaten durchsetzen, deren Positionen am ehesten denen des Wäh-
lers entsprechen, der sich an der numerischen Grenze beider Hälften 
der Gesamtpopulation befindet (Black, 1948; Congleton, 2003). 
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lungs- und Informationsprozesse eingebunden, 
was sich in einer weitaus niedrigeren Vertrautheit 
der Abgeordneten mit den entsprechenden The-
men niederschlägt. Diese Analyse befasst sich da-
her überwiegend mit den Änderungen, die sich in 
der personellen Zusammensetzung des Senats er-
geben haben. Das Unterhaus wird allerdings dort 
in Betracht gezogen, wo eine Einflussnahme mög-
lich bzw. wahrscheinlich ist und Vetomöglich-
keiten entstehen. 
Im Einzelnen soll auf zwei Themen eingegan-
gen werden:
Der „New START“-Vertrag 
Die unmittelbarste Entscheidung, die nach den 
Wahlen getroffen werden muss, ist die Ratifizie-
rung des amerikanisch-russischen Vertrages über 
die Reduzierung strategischer Waffensysteme 
(Strategic Arms Reduction Treaty, START). Das Ver-
tragswerk, das bereits am 8. April 2010 von den 
Präsidenten beider Länder unterzeichnet wurde, 
sieht eine moderate Reduktion der aktiven stra-
tegischen Nuklearsprengköpfe auf 1.550 und der 
entsprechenden aktiven Trägersysteme auf 700 in-
nerhalb von sieben Jahren nach Inkrafttreten vor 
(Woolf, 2010).
Cap-and-trade-Gesetzgebung/Reduktion von  
CO2-Emissionen
Das Gesetz zur Etablierung eines umfassenden 
nationalen Klimaschutzregimes, das die Einfüh-
rung einer Obergrenze für CO2-Emissionen, den 
Handel mit Emissionsrechten und den gezielten 
Ausbau umweltschonender Energieformen bein-
haltet (EPA, 2009a), ist nach wie vor im Senat an-
hängig, nachdem es bereits im Juni 2009 vom Re-
präsentantenhaus verabschiedet wurde. Dieses 
Thema wird offiziell der Innenpolitik zugerech-
net. Angesichts der globalen Bemühungen um ei-
ne Reduktion von Treibhausgasen und der Wich-
tigkeit einer konkreten amerikanischen Verpflich-
tung für eine Einigung kommt dieser Gesetzesno-
velle allerdings auch eine erhebliche außenpoli-
tische Bedeutung zu.
New START
Der neue START-Vertrag stellt in zweierlei Hin-
sicht ein Herzstück der außenpolitischen Agenda 
der Obama-Regierung dar. Zum einen ist er trotz 
der eher begrenzten Reduktionsvorgaben im Hin-
blick auf nukleare Waffen- und Trägersysteme das 
bisher einzige konkrete internationale Vertrags-
werk, das für das erklärte Ziel des Präsidenten, ei-
ne atomwaffenfreie Welt anzustreben, einen kon-
kreten Fortschritt darstellen würde. Zum anderen 
war die Einigung Russlands und der USA ein be-
deutender Schritt im Rahmen der ebenfalls beab-
sichtigten Verbesserung des bilateralen Verhält-
nisses beider Länder. Die entsprechenden Ver-
handlungen wurden von US-Seite mit hoher Prio-
rität vorangetrieben und in beachtlich kurzer Zeit 
zum Abschluss gebracht. Ein wichtiger Grund 
für den schnellen Fortschritt der Verhandlungen 
dürfte darin bestehen, dass beide Seiten durch ih-
re unilateralen Bemühungen, Kosten zu reduzie-
ren und überflüssige Redundanz aus ihren nach 
wie vor enormen Atomwaffenarsenalen zu ent-
fernen, den beabsichtigten Reduktionszielen oh-
nehin bereits nahe gekommen wären. Die ver-
bindliche Festlegung auf die erwähnte Obergren-
ze und die Fortführung gegenseitiger Überwa-
chungsmaßnahmen (mit jeweils bis zu zehn In-
spektionen pro Jahr) stellen einen bedeutenden 
Fortschritt dar. Während der Anhörungen und Le-
sungen im US-Senat seit Mai 2010 zeichnete sich 
zunächst keine ernsthafte parteiliche Konfronta-
tion über den neuen Vertrag ab, und sowohl Mi-
litärs als auch unabhängige Experten unterstütz-
ten das Vorhaben nahezu einstimmig. Am 16. Sep-
tember 2010 sprach sich das zuständige Senatsko-
mitee für Auswärtige Angelegenheiten mit einer 
Mehrheit von 14 zu 4 Stimmen, darunter alle De-
mokraten und drei der acht Republikaner, für eine 
Annahme aus. Vorausgesetzt, dass alle Mitglieder 
der Mehrheitsfraktion und die erwähnten Oppo-
sitionspolitiker als sichere Ja-Stimmen zu werten 
waren, wären demnach nur noch fünf weitere Re-
publikaner notwendig gewesen, um das Quorum 
von 67 Stimmen zu erreichen.
Seit den Wahlen zeichnet sich jedoch ein deut-
lich unterschiedliches Kalkül ab: eine Ratifizie-
rung des Vertrages in der sogenannten lame duck 
session, d.h. vor der Eröffnung des neuen Kon-
gresses und der Amtseinführung der neugewähl-
ten Abgeordneten im Januar 2011, wurde durch 
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die Stärkung der Opposition erheblich verkompli-
ziert. Der republikanische Verhandlungsführer in 
Sachen START, Senator John Kyl, lehnte seit An-
fang November 2010 einen zeitnahen Entschluss 
ab und stellte öffentlich stets neue Bedingungen 
für eine Ratifizierung des Abkommens, die sich 
nur als gezielte Verzögerungstaktik interpretieren 
lassen. Während der Beratungen im Senat wurde 
von Kyl die Bereitstellung neuer Mittel für die Mo-
dernisierung des US-Atomwaffenarsenals als Vor-
bedingung genannt, ein Wunsch, dem von Seiten 
der Administration in der Budgetplanung für die 
kommenden Jahre inzwischen entsprochen wur-
de. Ende November 2010 äußerte Kyl zusammen 
mit einem Parteigenossen, der noch im Septem-
ber 2010 für die Annahme des Vertrages votiert 
hatte, in einem offenen Brief Bedenken bezüglich 
prozeduraler Details in diesen Finanzierungsfra-
gen (Baker, 2010a). Währenddessen sprachen sich 
zehn der neugewählten republikanischen Sena-
toren gegen eine Ratifizierung vor ihrem Amts-
antritt aus, eine Forderung, der sich inzwischen 
auch ein bereits vereidigter neugewählter Demo-
krat anschloss. Mithin reduziert sich die sichere 
Unterstützung für eine Ratifizierung ab Januar 
2011 auf inzwischen höchstens 54 Stimmen, was 
eine Unterstützung durch 13 weitere Abgeordne-
te notwendig machen würde.5
Anfang Dezember 2010 knüpfte Kyl schließ-
lich das zumindest kurzfristige Schicksal des Ver-
trages an einen zentralen Streitpunkt in der in-
nenpolitischen Debatte: eine Abstimmung vor der 
Winterpause sei nur unter der Bedingung mög-
lich, dass vorher eine Einigung über die Verlänge-
rung der Ende des Jahres auslaufenden Steuersen-
kungen der Bush-Administration getroffen würde 
(Baker, 2010b). 
Dieser eindeutige Versuch, über die START-
Verhandlungen Druck auf die Regierung in einem 
innenpolitischen Konflikt auszuüben, hat inzwi-
schen offenbar Erfolg gezeigt. Am 6. Dezember 
2010 einigten sich Administration und Republi-
kaner darauf, die Steuersenkungen um zunächst 
zwei Jahre zu verlängern. Die zwischenzeitliche 
Blockade des Vertrages dürfte zwar nicht der ent-
scheidende Punkt in diesen parallelen Verhand-
5 Diese wie auch die folgenden Einschätzungen der Positionen und 
des Stimmverhaltens der zukünftigen Abgeordneten ergeben sich 
aus einer Recherche, die die Erhebung von Daten zu Wahlkampf-
aussagen aus Medienberichten und den Internetpräsenzen der Kan-
didaten, Datenbanken zu vergangenem Stimmverhalten und the-
menspezifischen Aussagen sowie Stimmempfehlungen relevanter 
Interessengruppen umfasst.
lungen gewesen sein, die republikanische Positi-
on wurde allerdings hierdurch unzweifelhaft ge-
stärkt. Für die unmittelbaren Aussichten auf ei-
ne schnelle Ratifizierung des START-Vertrages ist 
diese Entwicklung als positiv zu bewerten. Aller-
dings muss die offensichtliche Bereitschaft der Re-
publikaner, selbst wenig umstrittene außenpoli-
tische Vorhaben6 als Verhandlungsmasse in innen-
politischen Auseinandersetzungen zu verwenden, 
kritisch gesehen werden. Das alte Sprichwort, wo-
nach „politische Streitigkeiten an der Küste en-
den“,7 scheint inzwischen seine Gültigkeit verlo-
ren zu haben: die Grenze zwischen Innen- und 
Außenpolitik verschwimmt zusehends, und die 
Schwächung der Obama-Administration dürfte 
entsprechende Konsequenzen für ihren internati-
onalen Verhandlungsspielraum haben. Die Repu-
blikaner dürften durch den Erfolg ihrer Taktik da-
zu ermutigt worden sein, auch in Zukunft mit der 
Blockade wichtiger Verträge zu drohen. Wieder-
holen sich solche Fälle, so wird Obama künftig ge-
zwungen sein, stets genau zwischen innen- und 
außenpolitischen Zielen abwägen zu müssen, was 
sich destabilisierend auf die Verlässlich- und Be-
rechenbarkeit der amerikanischen Außenpolitik 
auswirken dürfte. 
Cap-and-trade
Bereits im Juni 2009 hatte das damals noch von ei-
ner breiten demokratischen Mehrheit gehaltene 
Repräsentantenhaus den sogenannten American 
Clean Energy and Security Act (ACES) verabschie-
det, dessen Kernpunkt in der Etablierung einer 
Obergrenze (cap) für CO2-Emissionen und einer 
Börse für entsprechende Emissionsrechte besteht. 
Das Gesetz ist seither im Senat anhängig; durch 
den geschlossenen Widerstand der Republika-
ner und die öffentlich angemeldete Skepsis meh-
rerer Demokraten war es bislang unmöglich, es 
zur Abstimmung zu bringen. Auch dieses Gesetz 
stellt ein zentrales Element der Agenda des Präsi-
denten dar, und – obwohl es sich nicht um einen 
völkerrechtlichen Vertrag handelt – ist ein Gesetz-
gebungsvorhaben von erheblicher internationa-
ler Bedeutung. Die unilaterale Verabschiedung ei-
6 In einer CNN-Umfrage sprachen sich jüngst drei Viertel der Befrag-
ten für eine Ratifizierung aus.
7 Im Englischen: „Politics stops at the water‘s edge“ (Arthur Vanden-
berg).
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ner verbindlichen Obergrenze für Treibhausgase 
seitens der USA wird allgemein als unverzicht-
bar betrachtet, um ein wirkungsvolles internatio-
nales Regime im Kampf gegen die Erderwärmung 
für die Zeit nach dem Auslaufen des Kyoto-Proto-
kolls zu etablieren. 
Schon vor den jüngsten Machtverschiebungen 
stand es schlecht um die Verabschiedung des Ge-
setzes durch den Senat. Hauptgrund hierfür ist 
die – verglichen mit den Republikanern – weitaus 
schwächere Parteidisziplin auf Seiten der Demo-
kraten. Ebenfalls ungünstig wirkt sich die Zusam-
mensetzung des Senats aus, der nach der Formel 
zwei Abgeordnete pro Bundesstaat ohne Berück-
sichtigung der Größe und Bevölkerungszahl die-
ser Staaten gebildet wird. Dies führt zu einem er-
höhten Einfluss von kleineren, ländlichen Bundes-
staaten, in denen der Widerstand gegen die Kos-
ten von CO2-Reduktionen besonders stark ausge-
prägt ist,8 und deren Abgeordnete entsprechend 
wenig gewillt sind, sich durch eine Zustimmung 
angreifbar zu machen. In der bisherigen demokra-
tischen Mehrheitsfraktion schienen die Positionen 
der Senatoren zu cap-and-trade weniger durch die 
offizielle Parteilinie als vielmehr durch die Geo-
graphie und Bedürfnisse ihrer lokalen Wähler-
schaft determiniert.
Vergleicht man die Wahlkampfstellungnahmen 
der neugewählten Senatoren mit den bekannten 
Positionen der bisherigen Abgeordneten, die von 
ihnen ersetzen werden, so ergeben sich kaum Un-
terschiede – lediglich zwei bislang als relativ si-
cher geltende Ja-Stimmen werden als Konsequenz 
der Wahlen im nächsten Kongress wegfallen. Vier 
weitere bisher demokratische Abgeordnete wer-
den von Republikanern ersetzt, die genau wie ih-
re Vorgänger gegen die Etablierung einer Emissi-
onsobergrenze votieren. Bei drei von den Demo-
kraten gehaltenen Sitzen kommt es trotz perso-
neller Änderungen nicht zum Positionswechsel 
(zwei dafür, einer dagegen). Alle sieben von den 
Republikanern gehaltenen Mandate waren vor 
wie nach den Wahlen sichere Nein-Stimmen. 
Als Konsequenz dieser – insgesamt nur ge-
ringen – Änderungen muss dennoch davon aus-
gegangen werden, dass das ambitionierte Geset-
zesvorhaben in seiner jetzigen Form endgültig ge-
scheitert ist. Schon vor den Halbzeit-Wahlen 2010 
machte es der praktisch uniforme Widerstand der 
8 Gründe hierfür sind hauptsächlich der höhere Anteil von Kohle an 
der Stromerzeugung, der Verbrauch von fossilen Brennstoffen in der 
Landwirtschaft und die längeren Transportwege.
Republikaner und die mangelnde Unterstützung 
auf Seiten der Demokraten de facto unmöglich, 
die notwendigen 60 Stimmen zu erreichen, um ei-
ne Schlussabstimmung zu erzwingen. Angesichts 
der Machtverschiebungen und der Unbeliebtheit 
auch moderater Kostensteigerungen im Sinne des 
Klimaschutzes muss es als zweifelhaft gelten, ob 
selbst eine knappe absolute Mehrheit der Stim-
men für eine Annahme überhaupt noch vorhan-
den ist. Auch eine Abänderung des bisherigen Ge-
setzes dürfte an dieser Situation nichts ändern, da 
das Repräsentantenhaus mit seiner neuen repu-
blikanischen Mehrheit einer Neufassung zustim-
men müsste. Dies darf angesichts des nahezu uni-
formen Widerstandes der Republikaner gegen je-
de Form einer verbindlichen Obergrenze und ih-
rer erdrückenden Mehrheit als ausgeschlossen gel-
ten. Stattdessen stehen der Administration zwei 
alternative Strategien (die sich gegenseitig nicht 
ausschließen) zur Weiterverfolgung des grundle-
genden Reduktionsziels zur Verfügung, auf die 
hier kurz eingegangen werden soll:
Die administrative Lösung 
Infolge eines Urteils des Obersten Gerichtshofs 
aus dem Jahr 2007 hat die amerikanische Envi-
ronmental Protection Agency (EPA) die Autorität, 
CO2 als Luftverschmutzung zu behandeln und 
den Ausstoß zu regulieren. Seit Mai 2010 liegt ei-
ne entsprechende neue Verordnung vor, die ab Ja-
nuar 2011 Genehmigungen für Großemittenten er-
forderlich macht und mittelfristig erhebliche Hür-
den hauptsächlich für den Bau neuer Kohlekraft-
werke errichten würde (EPA, 2009b). Dies stellt ei-
ne mögliche Lösung für eine langfristige Reduk-
tion von Treibhausgasen dar, die allerdings ei-
nen erheblichen bürokratischen Aufwand mit sich 
bringt und vermutlich massive politische und ju-
ristische Konflikte auslösen würde. Vertreter der 
neuen republikanischen Mehrheit im Repräsen-
tantenhaus drohten bereits an, durch Ausnutzung 
des Budgetrechts die notwendigen Finanzmit-
tel für eine Durchsetzung zu sperren. Zudem ist 
im Senat eine Gesetzesnovelle anhängig, die die 
Regulierungsbefugnis der EPA aufheben würde. 
Dies könnte wiederum durch ein Veto des Präsi-
denten blockiert werden, was allerdings politisch 
kostspielig sein dürfte – im vergangenen Wahl-
kampf erwies sich der Widerstand gegen eine Aus-
weitung staatlicher Kompetenzen als Wahlkampf-
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munition für die Republikaner, und eine Fokus-
sierung auf steigende Energiepreise, die auf diese 
Weise ebenfalls eintreten dürften, war bereits 2010 
eine effektive Strategie der Opposition.
Begrenzung auf Subventionen für umwelt-freundliche 
Energien
Eine Möglichkeit für einen überparteilichen Kom-
promiss in Energiefragen besteht in der Auswei-
tung staatlicher Subventionen für alternative und 
regenerative Energien. Dieses Vorhaben ist auch 
Bestandteil der ACES-Gesetzesnovelle und ein 
weitaus weniger kontroverser Punkt, da eine sol-
che Politik nicht mit direkten Nachteilen für ir-
gendeine maßgebliche Interessengruppe ver-
knüpft ist. Allerdings würde ein solcher Vorstoß 
entsprechend auch keine Obergrenze für Emissi-
onen etablieren, die internationale Glaubwürdig-
keit der USA in Klimaschutzfragen kaum stärken, 
und mangels konkreter Vorgaben erhebliche Unsi-
cherheit über das Ausmaß und den Fortschritt der 
Reduktionsbemühungen mit sich bringen. Zudem 
muss hier eine zusätzliche Abwägung zwischen 
den Zielen der Defizitreduktion und der Emissi-
onsreduktion vorgenommen werden, da die Ein-
nahmen aus dem Handel mit Emissionsrechten 
nicht – wie bisher geplant – zur Gegenfinanzie-
rung herangezogen werden könnten (CBO, 2009). 
Während eine Kombination dieser Werkzeuge 
effektive nationale Klimaschutzbemühungen auch 
ohne das bisherige Gesetzgebungsvorhaben etab-
lieren kann, dürfte es sich für Präsident Obama in-
ternational – angesichts des zu erwartenden Ver-
zichts auf eine konkrete Emissionsobergrenze – 
als ausgesprochen schwierig erweisen, in den an-
stehenden Verhandlungen über ein neues globa-
les Klimaregime eine maßgebliche Rolle zu spie-
len – ganz zu schweigen von der ursprünglich an-
gestrebten Führungsrolle. Die neuen innenpoli-
tischen Mehrheitsverhältnisse machen es nahezu 
unmöglich, die hierfür notwendigen konkreten 
und glaubwürdigen Zusagen abgeben zu können. 
Inwieweit dieses mangelnde Engagement eines 
der beiden Großemittenten die Bemühungen um 
ein Nachfolgeabkommen für das Kyoto-Protokoll 
an sich erschwert, ist nicht Thema dieses Beitrags, 
aber es muss davon ausgegangen werden, dass 
sich die Chancen auf eine substantielle Einigung 
entsprechend verschlechtert haben.
Fazit
Sowohl die bereits eingetretenen als auch die 
sich abzeichnenden Auswirkungen der amerika-
nischen Kongresswahlen 2010 unterstreichen den 
Einfluss der innenpolitischen Machtverhältnisse 
auf die Formulierung außenpolitischer Positionen. 
Verhandlungen auf zwei Ebenen werden künftig 
noch stärker als bisher die Ausrichtung der US-
Außenpolitik bestimmen. Die Republikaner ver-
treten in einer Reihe international relevanter Fra-
gen (etwa in der Klimapolitik, der Abrüstungs- 
und Nichtproliferationspolitik) Positionen, die 
sich mitunter massiv von denen wichtiger Part-
ner, darunter auch die Bundesrepublik, unter-
scheiden. Der politische Schwerpunkt der USA 
verschiebt sich wieder deutlich nach rechts, was 
den Hoffnungen auf eine internationalistischere 
und eher pro-europäische US-Außenpolitik unter 
Präsident Obama einen Dämpfer versetzt. Zudem 
sind angesichts der bisherigen Schärfe der innen-
politischen Auseinandersetzungen und der Op-
positionsstrategie der Republikaner negative Aus-
wirkungen sowohl auf das Tempo der Beschluss-
fassung als auch auf die internationale Kooperati-
onsfähigkeit der USA erwarten. 
 Im Englischen „two-level games“, siehe Putnam (1988) und in einer 
Anwendung auf Indien Hanif/Betz (2010).
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